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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung ein offen- 
bar Anfang November vorgelegtes Konzept 
zur quantitativen und qualitativen Neustruktu- 
rierung der Rundfunk-Orchester und Chöre 
GmbH Berlin (ROC) im Hinblick auf die fi- 
nanzielle Förderung durch den Bund und 
wann ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
mit der Beschlussfassung über die weitere Ent- 
wicklung der ROC GmbH zu rechnen? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, 

Staatsminister Dr. Michael Naumann 
vom 10. Dezember 1999 

Die Bundesregierung hält insbesondere den in der Konzeption der 
Geschäftsführung gewählten Ansatz für richtig, die bisher in Beset- 
zung und Programmprofil weitgehend gleich orientierten sinfonischen 
Orchester künftig mit unterschiedlichen programmatischen Schwer- 
punkten zu profilieren. Die Gesellschafter haben die Konzeption zur 
nochmaligen Überarbeitung an die Geschäftsführung zurückgegeben 
und wollen nach weiterer Diskussion mit den Vertretern der Klang- 
körper über die sich aus der Konzeption ergebenden Veränderungen 
zu Beginn des Frühjahrs entscheiden. 


2. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten der Einflussnahme auf 
die Entscheidungen zur weiteren Gestaltung 
der ROC GmbH hat die Bundesregierung? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, 

Staatsminister Dr. Michael Naumann 
vom 10. Dezember 1999 

Die Bundesregierung hat gemäß ihren Anteilen an der Gesellschaft 
(35 v. H.) 35 Stimmen in der Gesellschafterversammlung (Deutsch- 
landradio 40, Land Berlin 20, SFB 5 Stimmen). Beschlüsse der Ge- 
sellschafterversammlung bedürfen in der Regel der Mehrheit aller be- 
stehenden Stimmen. Eine Änderung des Gesellschaftsvertrages kann 
nur mit der Mehrheit von drei Vierteln aller bestehenden Stimmen 
und damit nicht gegen die Interessen des Bundes erfolgen. Von den 
zwölf Sitzen des Kuratoriums werden drei von Vertretern des Bundes 
eingenommen. 
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3. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 

(CDU/CSU) 


Wie hat sie diese genutzt bzw. wird sie diese 
nutzen? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, 

Staatsminister Dr. Michael Naumann 
vom 10. Dezember 1999 

Die Bundesregierung legt bei allen Entscheidungen Wert darauf, dass 
die neue Konzeption der GmbH bzw. den von ihr getragenen Klang- 
körpern die Grundlage dafür bietet, ein breites Spektrum musikali- 
scher Ausdrucksformen in höchster künstlerischer Qualität zu präsen- 
tieren. Dieser Maßstab wird auch den anstehenden Entscheidungen 
des Bundes zur ROC in den Gremien zugrunde liegen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter Wie viele Visa-Anträge wurden - nach den 

Dr. Christian drei Quartalen aufgeteilt - in den ersten neun 

Schwarz-Schilling Monaten des Jahres 1999 von Kosovo-Flücht- 
(CDU/CSU) lingen, die Angehörige in Deutschland haben, 

und von unbegleiteten Flüchtlings- und Wai- 
senkindern aus dem Kosovo, insbesondere in 
Skopje und Tirana, gestellt und beschieden? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 10. Dezember 1999 

Die vom Auswärtigen Amt und den Auslandsvertretungen geführten 
Statistiken zur Visaerteilung unterscheiden nach kurzfristigen Be- 
suchsvisa und längerfristigen Visa (z. B. Familienzusammenführung), 
nicht aber nach Staatsangehörigkeit und/oder Personenstand. Für die 
Visastatistik der Botschaften in Skopje und Tirana ergeben sich da- 
nach für den Zeitraum Januar 1999 bis Oktober 1999 folgende Zah- 
len: 



Skopje 

Tirana 

Besuchsvisa (C-Visa) 

1. Quartal 

3 199 

2 471 

2. Quartal 

3 315 

1 826 

3. Quartal 

2 946 

1 955 

gesamt 

9 460 

6 252 
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Skopje 

Tirana 

längerfristige Visa (D-Visa) 

1. Quartal 

592 

206 

2. Quartal 

400 

132 

3. Quartal 

917 

270 

gesamt 

1909 

608 

Gesamtzahl der erteilten Visa 

(Besuchsvisa + langfristige Visa + Transitvisa) 

1. Quartal 

4 527 

2 680 

2. Quartal 

3 738 

1 994 

3. Quartal 

3 889 

2 231 

gesamt 

12 154 

6 905 

schriftlich abgelehnte Anträge 

1. Quartal 

1 334 

1 042 

2. Quartal 

keine Angaben 1 ’ 

544 

3. Quartal 

1 123 

327 

gesamt 

2 457 

1913 

zurückgewiesene Anträge 

1. Quartal 

2 073 

242 

2. Quartal 

keine Angaben 1 ’ 

134 

3. Quartal 

861 

21 

gesamt 

2 934 

397 


1 * Aufgrund technischer Gründe während des Kosovo-Konflikts Daten nicht erfasst. 


5. Abgeordneter Welche Angaben sind für die Beurteilung des 

Dr. Christian Antrags erforderlich, und wie lange dauert im 

Schwarz-Schilling Allgemeinen die Entscheidung über einen An- 
(CDU/CSU) trag? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 10. Dezember 1999 

Die Kriterien für die Visumerteilung für kurzfristige Besuchsaufent- 
halte und für langfristige Aufenthalte (z. B. Familienzusammenfüh- 
rung) sind im deutschen Ausländerrecht und den Vereinbarungen der 
an den Schengen-Acquis gebundenen EU-Partner (Gemeinsame Kon- 
sularische Instruktion) enthalten. 

Für ein Besuchsvisum sind neben Reisedokumenten und einem unter- 
schriebenen Visumantrag eine Verpflichtungserklämng des Einladen- 
den gemäß den §§ 82, 84 AuslG, eine Reisekrankenversicherung und 
Belege für die Rückkehrbereitschaft (z. B. Arbeitsverhältnis, Grund- 
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besitz, familiäre Bindung in der Heimat o. a.) vorzulegen. Bei einem 
Visum zur Familienzusammenführung bedarf es neben Reisepass und 
Visumantrag eines Nachweises des Verwandtschaftsverhältnisses (Ge- 
burts-/Heiratsurkunde) und des Aufenthaltstitels des in Deutschland 
lebenden Familienangehörigen, zu dem der Familiennachzug stattfin- 
den soll. Sofern nach dem Ausländergesetz vorgeschrieben, kann 
auch ein Wohnraum- und Einkommensnachweis des in Deutschland 
lebenden Familienmitglieds erforderlich sein. Allen Anträgen auf Er- 
teilung eines längerfristigen Visums muss die örtlich zuständige Aus- 
länderbehörde zustimmen. 

In besonderen Fällen kann bei Vorliegen eines dringenden humanitä- 
ren Grundes gemäß § 30 AuslG ein Visum erteilt werden, sofern die 
Ausländerbehörde zugestimmt hat. 

Bei kurzfristigen Besuchsvisa bis 3 Monaten benötigen die Auslands- 
vertretungen in Tirana und Skopje zurzeit 3 bis 4 Tage Bearbeitungs- 
zeit. Das Verfahren zur Erteilung längerfristiger Visa (z. B. Familien- 
zusammenführung) dauert wegen der ausländerrechtlich zwingend ge- 
botenen Beteiligung der örtlich zuständigen Ausländerbehörde (§11 
Abs. 1 AuslG) in der Regel 6 bis 8 Wochen. Dieser Zeitraum kann 
sich im Einzelfall verlängern, falls keine gültigen visierfähigen Reise- 
dokumente vorliegen und ein Antrag auf Ausnahme von der Pass- 
pflicht gestellt werden muss oder ausländische Personenstandsurkun- 
den legalisiert werden müssen. 


6. Abgeordneter Welche Kriterien müssen bei der Erteilung 

Dr. Christian eines Visums erfüllt werden? 

Schwarz-Schilling 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 10. Dezember 1999 

Siehe Antwort auf vorhergehende Frage. 


7. Abgeordneter Welche speziellen Probleme stellen sich für 

Dr. Christian Anträge der Roma und Sinti? 

Schwarz-Schilling 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 10. Dezember 1999 

Nach der Berichterstattung der Auslandsvertretungen in Skopje und 
Tirana stellen sich für diesen Personenkreis keine besonderen bzw. zu- 
sätzlichen Probleme bei der Beantragung von Visa. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


8. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Welche Einkünfte erhalten die sechzehn beam- 
teten Staatssekretäre, Ministerialdirektoren 
und Ministerialdirigenten, die in Verwaltungs- 
oder Aufsichtsräten von privaten Unterneh- 
men sind, aus diesen Tätigkeiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 13. Dezember 1999 

Vier der sechzehn in der Antwort des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs beim Bundesministerium der Finanzen, Karl Diller, vom 28. Ok- 
tober 1999 (Drucksache 14/2004) genannten Staatssekretäre und Ab- 
teilungsleiter sind nicht in Organen privatrechtlicher Unternehmen, 
sondern in vom Bund aus öffentlichen Mitteln unterhaltenen Großfor- 
schungseinrichtungen tätig. Die übrigen zwölf Amtsinhaber erhalten 
aus ihrer Tätigkeit in den Verwaltungs- oder Aufsichtsräten der priva- 
ten Unternehmen, an denen der Bund beteiligt ist oder war, die allge- 
mein üblichen Einkünfte in Form von Vergütung und/oder Auf- 
wandsentschädigung bzw. Sitzungsgeld. Die mitgeteilten Beträge der 
Einkünfte reichen von 200 DM monatlich bis 42 500 DM jährlich. 
Elierbei sind jedoch bestehende Ablieferungspflichten nach § 6 der 
Bundesnebentätigkeitsverordnung und selbst zu tragende Aufwendun- 
gen (z. B. Reisekosten) nicht berücksichtigt. 

Im Elinblick auf den gesetzlichen Schutz personenbezogener Daten 
wird von detaillierten Angaben abgesehen. 


9. Abgeordneter Welche sachlichen Berührungspunkte gibt es 

AxelE. jeweils zwischen den Aufgabenbereichen die- 

Fischer ser Beamten und den Firmen? 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 13. Dezember 1999 

Die aufsichtführenden Tätigkeiten in den Unternehmen durch die Be- 
amten aus dem Bereich des Bundesministeriums der Finanzen und 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie weisen sach- 
liche Bezüge zu den jeweiligen dienstlichen Aufgaben auf; das Mandat 
bei der Kali- und Salz GmbH endet wegen der Privatisierung dieses 
Unternehmens mit der Mitte 2000 auslaufenden Aufsichtsratsperi- 
ode. 

Möglichen Interessenkollisionen ist durch den gesetzlichen Aus- 
schluss von Amtsträgern von der Mitwirkung am Verwaltungsverfah- 
ren (§ 20 des Verwaltungsverfahrens-Gesetzes) und die vom Bundes- 
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ministerium der Finanzen erarbeiteten Grundsätze für die Betätigung 
von Bediensteten als Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrats oder 
eines gleichartigen Organs einer juristischen Person des öffentlichen 
oder privaten Rechts vorgebeugt. 


10. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Art, Zeitpunkt und 
Umstände der von Seiten der PDS vorgenom- 
menen Würdigung des langjährigen Mitgliedes 
des DDR-Staatsrates und des Zentralkomitees 
der SED, Bernhard Quandt - „er kämpfte bis 
zum Schluß gegen Unrecht“, er sei ein „uner- 
schrockener Kämpfer für Gerechtigkeit und 
Frieden“ gewesen, „seinen Sinn für soziale 
Gerechtigkeit und Menschlichkeit bewahrte 
sich Bernhard sein ganzes Leben“, „sein sozia- 
les Gewissen kannte keine Grenzen“, „Bern- 
hard war ein Unbequemer“ - bekannt, und be- 
gründen diese Äußerungen „Zweifel an der 
Haltung der Partei zur freiheitlichen demokra- 
tischen Grundordnung“ (vgl. Antwort der Par- 
lamentarischen Staatssekretärin beim Bundes- 
minister des Innern, Dr. Cornelie Sonntag- 
Wolgast, vom 6. April 1999 auf meine schrift- 
liche Frage in Drucksache 14/773 angesichts 
der zentralen Verantwortung der Mitglieder 
des DDR-Staatsrates und des Zentralkomitees 
der SED für das Unrechtsregime in der 
DDR? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 3. Dezember 1999 

Die in der schriftlichen Frage zitierten Passagen sind der Bundesre- 
gierung in diesem konkreten Wortlaut nicht bekannt. 

Bernhard Quandt war langjähriges Mitglied des DDR-Staatsrates und 
des Zentralkomitees (ZK) der „Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands“ (SED); er gehörte seit 1990 dem „Rat der Alten“ beim 
Vorsitzenden der „Partei des Demokratischen Sozialismus“ (PDS) 
an. 

Anlässlich seines Todes am 2. August 1999 veröffentlichte die Tages- 
zeitung „Neues Deutschland“ (ND) in der Ausgabe vom 6. August 
1999 einen Artikel über sein Leben und am 7./8. August 1999 zwei 
Traueranzeigen der PDS. In einer der Anzeigen würdigten der PDS- 
Vorsitzende Lothar Bisky, der PDS-Ehrenvorsitzende Hans Modrow 
sowie der „Rat der Alten“ Bernhard Quandt als „streitbaren Kämpfer 
für soziale Gerechtigkeit und eine friedliche Welt“. In der weiteren 
Anzeige erklärten der PDS-Landesvorstand Mecklenburg-Vorpom- 
mern und der PDS-Kreisvor stand Schwerin, sie trauerten um einen 
Antifachisten, der seinen Weg konsequent, leidenschaftlich und unbe- 
irrbar gegangen sei und aus tiefster Überzeugung sein Leben dem 
Ringen für eine gerechtere Welt gewidmet habe. 
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Die Würdigung eines früheren DDR-Staats- und SED-Parteifunktio- 
närs durch Mitglieder und Gliederungen der PDS bietet hinsichtlich 
der Beurteilung der Partei nichts Neues. Die PDS hat mit ihrer Ver- 
gangenheit nicht grundsätzlich gebrochen und bekennt sich nach wie 
vor zu ihrer Herkunft aus der SED. Dieses Bekenntnis zur Tradition 
ist wesentlicher Bestandteil der Identität der Partei. 

Im Übrigen wird auf die zu Frage 7 zitierte Antwort der Bundesregie- 
rung vom 6. April 1999, Drucksache 14/773, verwiesen. 


1 1 . Abgeordneter Entsprechen nach Ansicht der Bundesregie- 

Dr. Max rung die zwischen Bund und Ländern verein- 

Stadler barten Einbürgerungsrichtlinien den Anforde- 

(F.D.P.) rungen, die im Antrag der Koalitionsfraktio- 

nen auf Drucksache 14/1757 für ein humanes, 
großzügiges und unbürokratisches Einbürge- 
rungsverfahren verlangt worden sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 13. Dezember 1999 

Ja. Der Entwurf des Bundesministeriums des Innern einer Allgemei- 
nen Verwaltungsvorschrift zum Staatsangehörigkeitsrecht (StAR- 
VwV) setzt das Gesetz zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 
vom 15. Juli 1999 (BGBl. I S. 1618) konsequent um. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


12. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Wie viele für Verwaltungszwecke des Bundes 
- einschließlich der Bundeswehr und nachge- 
ordneter Behörden - nicht genutzte Liegen- 
schaften gehören dem Bund und wie hoch ist 
der Wert der Liegenschaft im Einzelnen und 
insgesamt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 13. Dezember 1999 

Bundeseigene Grundstücke, die nicht mehr für Verwaltungszwecke 
des Bundes oder im Rahmen des Gemeingebrauchs im Aufgabenbe- 
reich des Bundes benötigt werden, sind dem Allgemeinen Grundver- 
mögen zuzuführen, das von der Bundesvermögensverwaltung (Ge- 
schäftsbereich des Bundesfinanzministeriums) verwaltet wird. 

Seit 1979 wird das Grundvermögen des Bundes als Bestand nachge- 
wiesen. 
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Zum Stichtag 31. Dezember 1998 befanden sich im Allgemeinen 
Grundvermögen Grundstücke mit einer Gesamtfläche von rd. 
305 000 ha. Aus diesem Bestand wird nach Möglichkeit der sonstige 
Flächenbedarf des Bundes gedeckt. Der größte Teil der Flächen ist 
entbehrlich und wird verkauft. Da sich die Konversion in der auslau- 
fenden Phase befindet, handelt es sich beim derzeitigen Bestand häu- 
fig um schwer verwertbare Außenbereichslagen, altlastenbehaftete 
Grundstücke oder um Flächen, deren Verkauf von den noch fehlen- 
den planerischen Vorgaben der Kommune abhängt. Ein großer Teil 
des Bestandes besteht aus Forstflächen (überwiegend in den neuen 
Bundesländern), die ehemals militärisch genutzt wurden und deren 
teilweise munitionsbelastete Böden einen Verkauf erschweren. Dar- 
über hinaus steht ein großer Teil der Flächen unter Naturschutz. 

Die Bundesvermögensverwaltung bemüht sich zurzeit darum, in ei- 
nem vereinfachten Bewertungsverfahren aktuelle Angaben zum Ver- 
kehrswert der von ihr verwalteten Wohnungen (rd. 87 000 im gesam- 
ten Bundesgebiet) zu gewinnen. Mit ersten Ergebnissen wird jedoch 
erst im März 2000 gerechnet werden können. 


13. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Welche zunächst nicht berücksichtigten Mehr- 
ausgaben für die Rentenversicherung im Jahr 
2000 machen es notwendig, dass die Bundes- 
rohöl-Reserve verkauft wird, und in welcher 
Höhe bewegen sich diese zunächst nicht be- 
rücksichtigten Mehrausgaben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 14. Dezember 1999 

Ein Zusammenhang zwischen der Erhöhung des allgemeinen Bundes- 
zuschusses zur Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
und dem Verkauf der Bundesrohölreserve besteht nicht. 

Der u. a. an die Beitragssatzentwicklung zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung gebundene allgemeine Bundeszuschuss musste im Haushalt 
2000 gegenüber dem Regierungsentwurf erhöht werden, weil der Bei- 
tragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung im kommenden Jahr 
nicht auf 19,1 v. H., wie im Regierungsentwurf unterstellt, sondern 
nur auf 19,3 v. H. gesenkt werden konnte. Die Mehrausgaben hierfür 
betragen 622 Mio. DM. 

Die Veräußerung der Bundesrohölreserve wurde bereits zum Haus- 
halt 1998 beschlossen. Wegen sinkender Weltmarktpreise für Rohöl 
wurde sie zwar zeitweilig ausgesetzt, angesichts des Wiederanstiegs 
der Preise aber im Juli dieses Jahres erneut aufgenommen. Insgesamt 
handelt es sich also um eine bereits in der Vergangenheit beschlossene 
Maßnahme, die sich über mehrere Jahre erstreckt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 


14. Abgeordneter 
Karl 
Lamers 

(CDU/CSU) 


Wie steht die heutige Bundesregierung zu den 
kohlepolitischen Vereinbarungen vom März 
1997, und welche Perspektiven sieht sie für 
den deutschen Bergbau nach Auslaufen dieser 
Vereinbarungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 13. Dezember 1999 

Die Bundesregierung erfüllt die Zusagen aus dem Kohlekompromiss 
von 1997. Vertreter der Bundesregierung haben dies immer wieder 
bekräftigt. Und diese Position findet ihren Ausdruck auch im Haus- 
haltsplan für 2000. Dort ist - wie im März 1997 vereinbart - ein Pla- 
fond für Absatz- und Stilllegungshilfen in Höhe von 7,5 Mrd. DM 
veranschlagt. 

Die deutsche Kohlebeihilfepolitik wird von der Bundesregierung auch 
vor dem Europäischen Gerichtshof verteidigt. Das britische Steinkoh- 
leunternehmen RJB Mining hatte gegen die Genehmigung der deut- 
schen Kohlebeihilfen für 1997, 1998 und 1999 durch die EU-Kommis- 
sion geklagt. Im September 1999 hat das Gericht die Klage gegen die 
97er Beihilfen abgewiesen. Die Bundesregierung hat sich in diesem 
Prozess als Streithelfer auf Seiten der EU-Kommission engagiert und 
wird dies auch in den ausstehenden Verfahren tun. 

Die Bundesregierung richtet ihr Hauptaugenmerk gegenwärtig auf 
die Absicherung des Kohlekompromisses bis 2005 auf EU-Ebene. 
Der EGKS-Vertrag, auf dem das gegenwärtig geltende Kohlebeihilfe- 
regime fußt, läuft im Jahre 2002 aus. Beihilfen wären dann auf der Ba- 
sis des EU-Vertrages zu prüfen und zu genehmigen. Dieser bietet je- 
doch keine hinreichende Sicherheit dafür, dass Betriebsbeihilfen auch 
in Zukunft genehmigt werden. Deshalb bemüht sich die Bundesregie- 
rung um eine spezielle Nachfolgeregelung für die Kohlebeihilfen. 

Aktiver Befürworter einer solchen Regelung ist innerhalb der EU ne- 
ben Deutschland aber nur noch Spanien. Großbritannien ist grund- 
sätzlich gegen Betriebsbeihilfen. Frankreich benötigt nur noch Stillle- 
gungshilfen, da der französische Steinkohlebergbau im Jahre 2005 
auslaufen soll. Weitere Kohleförderländer gibt es in der EU nicht 
mehr. 

Die Bundesregierung hält es für verfrüht, jetzt über Perspektiven für 
den Bergbau nach 2005 zu diskutieren. Auf der Tagesordnung steht 
heute die EU-rechtliche Absicherung des Kohlekompromisses im 
Zeitraum 2002 bis 2005. Unter anderem davon hängt auch die Per- 
spektive nach 2005 ab. 
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15. Abgeordneter 
Karl 
Lamers 

(CDU/CSU) 


Wird sie den deutschen Bergbau weiterhin un- 
terstützen, so wie die Bundesregierung unter 
Helmut Kohl dies getan hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 13. Dezember 1999 

Die Bundesregierung wird den deutschen Steinkohlenbergbau auch 
weiterhin unterstützen und damit auch einen sozialverträglichen 
Strukturwandel fördern. 


16. Abgeordneter 
Karl 
Lamers 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung konkret, die Re- 
gion Niederrhein angesichts der vorgesehenen 
Zusammenlegung der Bergwerke Friedrich- 
Heinrich/Rheinland und Niederberg zu einem 
Verbundbergwerk West im Jahre 2002 und 
dem damit verbundenen massiven Stellenab- 
bau bei dem nun noch dringlicher werdenden 
Strukturwandel zu unterstützen, und wenn ja, 
in welcher Höhe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 13. Dezember 1999 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass mit den bestehen- 
den Förderprogrammen auch für die Steinkohlestandorte ausreichen- 
de Fördermittel zur Verfügung stehen. 

Mit dem Beschluss des Bund-Länder-Planungsausschusses vom 
25. März 1999 zur Neuabgrenzung der Fördergebiete der Gemein- 
schaftsaufgabe (GA) „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ für den Zeitraum 2000 bis 2003 sind - vorbehaltlich der 
EU-Genehmigung - praktisch alle Kohlestandorte auch zukünftig 
Fördergebiete. Damit kann die Landesregierung Nordrhein-Westfa- 
len hier weiterhin vom Bund kofinanzierte Landesmittel einsetzen, 
um in den Regionen Investitionen in Arbeitsplätze und in die wirt- 
schaftsnahe Infrastruktur durchzuführen. Gegenwärtig bemühen sich 
Bund und Länder um die engültige beihilferechtliche Genehmigung 
der LI J-Kommission für die GA-Lördergebiete ab 2000. 

Nordrhein-Westfalen hat im Rahmen der Europäischen Strukturfonds 
in den Jahren 1994 bis 1999 Fördermittel für Ziel-2-Gebiete und Ziel- 
5b-Gebiete erhalten. Ab dem Jahr 2000 werden EU-Mittel von 
848,660 Mio. € aus der Bundesländer-Aufteilung des Ziel-2-Plafond 
bereitgestellt, die u. a. auch den Kohlestandorten zufließen werden. 

Daneben können die Unternehmen aus dem ERP-Regionalpro- 
gramm, das nach Genehmigung durch die LI J-Kommission ab 2000 
als ERP-Investitionsprogramm-Regionalfördergebiete fortgeführt 
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wird, Förderdarlehen beantragen, soweit sie keine GA-Förderung er- 
halten. 

Das ERP-Sondervermögen gewährt mit seinen allgemeinen Program- 
men (Eigenkapitalhilfeprogramm, Existenzgründungsprogramm, In- 
novationsprogramm, Beteiligungsprogramm) zinsgünstige, langlau- 
fende Darlehen zur anteiligen Finanzierung von Investitionen und In- 
novationen (bis hin zur Marktreife) sowie zur anteiligen Refinanzie- 
rung von Unternehmensbeteiligungen. Neugegründete mittelständi- 
sche Unternehmen, auch Einzelunternehmen und Freiberufler, sowie 
bestehende Unternehmen können diese Finanzierungshilfen in An- 
spruch nehmen. 

Es wird daher keine Notwendigkeit für weitere, über diese bestehen- 
den Fördermöglichkeiten hinausgehende, spezielle Maßnahmen zur 
Flankierung des Strukturwandels in der Region Niederrhein gesehen. 


17. Abgeordneter 
Karl 
Lamers 

(CDU/CSU) 


Welche arbeitsmarktpolitischen Mittel können 
greifen, sollte es entgegen der Zusicherung der 
Ruhrkohle AG dennoch zu betriebsbedingten 
Kündigungen kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 13. Dezember 1999 

Bis zum Auslaufen des EGKS-Vertrages können vorrangig Beihilfen 
für Arbeitnehmer des Steinkohlebergbaus, die von Anpassungsmaß- 
nahmen im Sinne des Artikels 56 § 2b betroffen sind, genutzt werden. 
Die vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung kofinan- 
zierten Beihilfen unterstützen insbesondere den Vorruhestand und die 
Wiederbeschäftigung außerhalb des Bergbaus. 

Im Rahmen der arbeitsmarktpolitischen Instrumente nach dem 
SGB III dient die Zusammenfassung von Arbeitnehmern in den Be- 
zug von „Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch eigenstän- 
digen Einheit“ nach § 175 SGB III gerade der Vermeidung von Ent- 
lassung einer erheblichen Anzahl von Arbeitnehmern des jeweiligen 
Betriebes (§ 17 Abs. 1 des Kündigungsschutzgesetzes). 

Schon derzeit befindet sich die nach Wirtschaftsabteilungen größte 
Gruppe von Arbeitnehmern im Bezug von „Kurzarbeitergeld in einer 
betriebsorganisatorisch eigenständigen Einheit“ im Bereich des Koh- 
lenbergbaus mit rd. 3 750 Arbeitnehmern bzw. rd. 23% aller Arbeit- 
nehmer. Dabei besteht ein Anspruch auf „Kurzarbeitergeld in einer 
betriebsorganisatorisch eigenständigen Einheit“ über die Dauer von 
sechs Monaten hinaus nur dann, wenn für die Arbeitnehmer Maßnah- 
men der beruflichen Qualifizierung oder andere geeignete Maßnah- 
men zur Eingliederung vorgesehen sind. Zur Förderung derartiger 
Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung können dem Arbeitgeber 
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) die notwendigen 
Lehrgangskosten und in besonderen Fällen auch die von ihm zu tra- 
genden Sozialversicherungsbeiträge erstattet werden. 
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Soweit neben den genannten Instrumenten weitere erforderlich sind, 
steht das Spektrum der aktiven arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
im Rahmen der dafür verfügbaren Mittel und der dafür im Einzelnen 
geltenden Förderungsvoraussetzungen zur Verfügung - vom Über- 
brückungsgeld für die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit über 
Lohnkostenzuschüsse zur Eingliederung in reguläre Beschäftigung bis 
hin zur Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen und Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen. 


18. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Wie begründet die Bundesregierung, dass das 
geltende Stromeinspeisungsgesetz der Bundes- 
republik Deutschland verfassungs- und EU- 
rechtskonform sein soll, vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass Energieversorgungsunter- 
nehmen den Betreibern von Windkraftanlagen 
und anderen Erzeugern von regenerativer 
Energie androhen, dass sie die Zahlung der ge- 
setzlich festgelegten Mindestvergütung nur un- 
ter dem Vorbehalt der Verfassungsmäßigkeit 
des Stromeinspeisungsgesetzes vom 7. Dezem- 
ber 1990 leisten, und wie können sich die Er- 
zeuger gegen eventuelle Rückzahlungsforde- 
rungen zur Wehr setzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 13. Dezember 1999 

Die Bundesregierung hat sowohl vor dem Bundesverfassungsgericht 
als auch vor dem Europäischen Gerichtshof die Rechtmäßigkeit des 
Stromeinspeisungsgesetzes im Einzelnen begründet. Insbesondere ist 
das Stromeinspeisungsgesetz keine finanzverfassungsrechtlich unzu- 
lässige Maßnahme, weil es sich um eine Preisregelung handelt und 
keine Fondsbildung außerhalb des Bundeshaushalts stattfindet. Euro- 
parechtlich hat die Bundesregierung das Stromeinspeisungsgesetz bei 
der EU-Kommission notifiziert und auch nachfolgende Änderungen 
mit der Kommission besprochen, unbeschadet der Tatsache, dass die 
Bundesregierung anders als die Europäische Kommission das Strom- 
einspeisungsgesetz nicht als Beihilfe einstuft, weil keine finanziellen 
Mittel aus öffentlichen Haushalten gezahlt werden. Gleichwohl sollte 
Streit im Interesse der Rechtssicherheit für die Investoren in Anlagen 
erneuerbarer Energien durch enges Zusammenwirken mit der Euro- 
päischen Kommission vermieden werden. 

Die die Bundesregierung von der Rechtmäßigkeit des Stromeinspei- 
sungsgesetzes überzeugt ist, stellt sich die Frage von Rückzahlungsfor- 
demngen nicht. Im Übrigen hat das Bundesverfassungsgericht auch 
bisher schon die Möglichkeit genutzt, im Falle der Verfassungswidrig- 
keit von Gesetzen nicht ausnahmslos ihre Nichtigkeit anzuordnen, 
sondern mit Rücksicht auf das Gemeinwohl und den Vertrauens- 
schutz einen schonenderen Übergang zu einer neuen Regelung zuzu- 
lassen. Durch Fristsetzung und Übergangsregelungen wird das be- 
rechtigte Interesse von Betroffenen in aller Regel berücksichtigt. 
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19. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Mit welchen Rückzahlungsforderungen haben 
Produzenten regenerativer Energien unter 
Umständen zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 13. Dezember 1999 

Insgesamt sieht die Bundesregierung nicht, dass diejenigen, die in re- 
generative Energien im Vertrauen auf das Stromeinspeisungsgesetz 
investiert haben, mit Rückzahlungsforderungen zu rechnen haben. 

Elierzu wird auch beitragen, dass nach den Überlegungen zur Novel- 
lierung des Stromeinspeisungsgesetzes ein bundesweiter Ausgleich 
der mit diesem Gesetz verbundenen Lasten vorgesehen ist. Elierdurch 
wird die Beschwer der Unternehmen, die das Stromeinspeisungsge- 
setz angegriffen haben, entscheidend gemildert. 


20. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Wann wird die Bundesregierung den Entwurf 
eines neuen Energieeinspeisungsgesetzes vor- 
legen und wie wird sichergestellt, dass dieses 
Gesetz den EU-Normen und dem Grundge- 
setz entsprechen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 13. Dezember 1999 

Um das Gesetz zur Änderung des Stromeinspeisungsgesetzes mög- 
lichst schnell in Kraft setzen zu können, wird das Gesetzesvorhaben 
durch einen Vorschlag der Koalitionsfraktionen im Deutschen Bun- 
destag eingebracht. Der Entwurf wird, sobald er im Deutschen Bun- 
destag eingebracht ist, mit der EU-Kommission erörtert, um die bei- 
hilferechtlichen Fragen zu klären und das Gesetz auch insoweit abzu- 
sichern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter 

Klaus- Jürgen 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Bericht des Bundesminis- 
teriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, der Aufschlüsse über die Schwere der 
Verseuchung des Instituts für Tierzucht und 
Tierverhalten in Celle und Höfer gibt sowie 
disziplinarrechtliche Maßnahmen beinhaltet, 
bislang ausschließlich an den Vorsitzenden der 
Fraktion der SPD weitergegeben worden ist, 
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und wann ja, ist die Bundesregierung unter 
dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung be- 
reit, ihn auch anderen Abgeordneten zugäng- 
lich zu machen? 


22. Abgeordneter 

Klaus- Jürgen 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche neueren Erkenntnisse über die Vor- 
fälle liegen der Bundesregierung durch diesen 
Bericht vor, und wie bewertet sie diese im Hin- 
blick auf die künftige Arbeit und Existenz des 
Instituts in Celle und Höfer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. Dezember 1999 

Es trifft nicht zu, dass der Bericht der BMI .-Kommission zur Untersu- 
chung der PCB-Kontamination der Forschungsstandorte Celle und 
Höfer an den Vorsitzenden der SPD-Fraktion weitergegeben worden 
ist. 

Der Bericht der BMI .-Kommission wurde Mitte August 1999 fertig 
gestellt. Bereits in den Antworten auf Ihre Anfragen vom 23. August 
1999 (Drucksache 14/1615 S. 20/21) und vom 2. November 1999 hat 
die Bundesregierung darauf hingewiesen, dass staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungen wegen des Verdachts eines Verstoßes gegen das Lebens- 
mittelrecht eingeleitet worden sind und daher eine detaillierte Stel- 
lungnahme nicht möglich sei. Diese Situation besteht unverändert 
fort. 

Inzwischen liegen zwei Sitzungsberichte der FAL-Arbeitsgruppe 
„PCB-Sanierung Celle/Höfer“ sowie ein Untersuchungsbericht des 
Wühelm-Klauditz-Instituts (WKI) - Fraunhofer Institut für Holzfor- 
schung vor. Auf der Grundlage dieser Berichte soll im Rahmen einer 
Ortsbegehung unter Beteiligung der BMI .-Kommission am 20. De- 
zember 1999 über weitere Maßnahmen beraten werden. 


23. Abgeordnete 

Angela 

Marquardt 

(PDS) 


Bewertet die Bundesregierung die Nutzung 
von Futtermitteln aus gentechnisch veränder- 
ten oder gentechnisch hergestellten Organis- 
men als risikolos bzw. hält sie hinsichtlich der 
erforderlichen Sicherheits- und Vorsorgemaß- 
nahmen Unterschiede gegenüber deren Ein- 
satz als Nahrungsmittel für gerechtfertigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 10. Dezember 1999 

Gentechnisch veränderte Organismen, die fähig sind, sich zu vermeh- 
ren oder genetisches Material zu übertragen, sind grundsätzlich zulas- 
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sungsbedürftig. Sie unterfallen den Bestimmungen der Richtlinie 90/ 
220/EWG über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Or- 
ganismen unabhängig von ihrer Zweckbestimmung als Futtermittel 
oder als Febensmittel. Danach ist deren Zulassung eine umfassende 
Risikoprüfung vorgeschaltet, welche den Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt sicherstellt. Die Prüfungen schließen 
auch die Verwendung als Futtermittel ein. In Deutschland ist das Ro- 
bert Koch-Institut in Berlin für diese Prüfungen zuständig. Die Biolo- 
gische Bundesanstalt und das Bundesumweltamt wirken bei der Prü- 
fung mit. Aufgrund dieser Prüfungen geht die Bundesregierung nicht 
von einer Gefährdung aus. 

Im Übrigen trägt auch das Futtermittelrecht dem Umstand Rech- 
nung, dass die Nahrungsmittelkette beim Menschen endet. Dies ist in 
der Zweckbestimmung und in grundlegenden Regelungen zur Gefah- 
renabwehr festgelegt. 


24. Abgeordnete 

Angela 

Marquardt 

(PDS) 


Hält die Bundesregierung eine Kennzeich- 
nung für gentechnisch veränderte oder herge- 
stellte Futtermittel für erforderlich bzw. wird 
sie sich in der EU für eine derartige Regelung 
einsetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 10. Dezember 1999 

Die Kennzeichnung der Freisetzung und des Inverkehrbringens gen- 
technisch hergestellter oder veränderter Futtermittel in die Umwelt 
richtet sich bislang allein nach den Vorschriften der Richtlinie 90/ 
220/EWG bzw. den entsprechenden Regelungen des deutschen Gen- 
technikrechts. Weitergehendere Kennzeichnungsregelungen, wie sie 
mit der „Novel-Food“-Verordnung im Febensmittelrecht getroffen 
wurden, bestehen für den Futtermittelbereich noch nicht. 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren die Europäische 
Kommission wiederholt und nachdrücklich aufgefordert, durch eine 
an der Febensmittelregelung orientierte „Novel-Feed“-Regelung die 
Transparenz im Futtermittelmarkt zu gewährleisten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


25. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) von den Finanzämtern über Trinkgeld- 
schätzungen informiert wird und die darauf 
entfallenden Sozialversicherungsbeiträge von 
den Gastwirten einfordert? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 10. Dezember 1999 

Ja. Die Rentenversicherungsträger führen keine eigenen Schätzungen 
der Trinkgelder durch. Sie können jedoch Schätzungen der Finanzäm- 
ter grundsätzlich übernehmen. Es handelt sich hier um eine Maßnah- 
me im Rahmen des Amtsermittlungsgrundsatzes (§§ 20 f. SGB X), 
wonach sich die durchzuführenden Ermittlungen auf alle in Betracht 
kommenden Beweismittel erstrecken. Der Arbeitgeber ist nach § 5 
Abs. 5 der Beitragsüberwachungsverordnung verpflichtet, Bescheide 
und Prüfberichte der Finanzbehörden vorzulegen. Die Prüfer der 
Rentenversicherung sind verpflichtet, diese Unterlagen einzusehen 
und eine versicherungs- und beitragsrechtliche Auswertung vorzuneh- 
men. 

Beitragsschuldner gegenüber der Sozialversicherung ist der Arbeitge- 
ber, hier also der Gastwirt. 


26. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Wie steht die Bundesregierung dazu, dass 
Gastwirte diese Sozialversicherungsbeiträge 
trotz eines Urteils des Sozialgerichts (Sozialge- 
richt Freiburg - AZ: S 1 1 KR 311/99 vom 12. 
August 1999) bezahlen müssen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 10. Dezember 1999 

Das Sozialgericht Freiburg hat den Bescheid der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte über die Nachforderung von Beiträgen 
aufgehoben, weil es eine Schätzungsbefugnis der Rentenversicherung 
abgelehnt hat. Gegen das Urteil des Sozialgerichts Freiburg i. Breis- 
gau vom 12. August 1999 wurde von der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte mit Schriftsatz vom 17. November 1999 Berufung ein- 
gelegt. Die Bundesregierung wird sich in laufende Verfahren vor Ge- 
richt nicht einmischen. Ich bitte daher um Verständnis, dass ich der- 
zeit von einer Antwort absehe. 


27. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Verwaltungskosten der 
einzelnen Zweige der gesetzlichen Renten-, 
Kranken- und Unfallversicherung nach dem 
Ist-Ergebnis des Jahres 1998, und wie hoch 
sind die Haushaltsansätze für die Jahre 1999 
und 2000 für die einzelnen Zweige? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 10. Dezember 1999 

a) Krankenversicherung: 

Im Jahr 1998 wurden 16,2 Mrd. DM für Verwaltungszwecke (Brutto- 
Verwaltungskosten) ausgegeben, davon wurden der gesetzlichen 
Krankenversicherung von anderen Sozialversicherungszweigen u. a. 
für den Einzug der Gesamtsozialversicherungsbeiträge 2,9 Mrd. DM 
erstattet, so dass die Krankenkassen selbst 13,3 Mrd. DM (Netto-Ver- 
waltungskosten) zu tragen hatten. Die Haushaltspläne der Kranken- 
kassen werden nicht veröffentlicht, sondern lediglich den Aufsichtsbe- 
hörden vorgelegt, wenn diese es verlangen. Aufsichtsbehörden sind 
bei landesunmittelbaren Krankenkassen die obersten Landesbehör- 
den, bei bundesunmittelbaren Krankenkassen das Bundesversiche- 
rungsamt. Der Bundesregierung liegen die Ansätze für die Jahre 1999 
und 2000 daher nicht vor. Die Jahresrechnungsergebnisse werden 
dem Bundesministerium für Gesundheit im Juni des Folgejahres zu- 
geleitet. 

b) Rentenversicherung: 

Im Jahr 1998 beliefen sich die (Brutto-) Verwaltungskosten in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung auf 6 490 Mrd. DM. 

Für das Jahr 1999 liegen der Bundesregierung die Ist-Zahlen noch 
nicht vor. Es sind 7 275 Mrd. DM für Verwaltungszwecke (Brutto- 
Verwaltungskosten) vorgesehen. Es deutet jedoch alles darauf hin, 
dass es zu einer Unterausschöpfung der Haushaltsansätze für 1999 
kommen wird (Näheres hierzu siehe Antwort zu Frage 28). 

Die Haushaltsansätze für das Jahr 2000 liegen der Bundesregierung 
noch nicht vor. 

c) Unfallversicherung: 

Die Verwaltungskosten in der gesetzlichen Unfallversicherung betru- 
gen im Jahr 1998 2261 Mio. DM. 

Die Haushaltspläne sind nur den Aufsichtsbehörden vorzulegen. Die 
Haushaltsansätze für die Jahre 1999 und 2000 liegen der Bundesregie- 
rung daher nicht vor. 


28. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Aufteüung der Verwaltungs- 
kosten für die einzelnen Zweige der Sozialver- 
sicherung für die drei genannten Jahre in der 
Untergliederung nach Personal-/Sach kosten 
aus, und welche Beträge der Sachkosten ent- 
fallen in den genannten Jahren in den einzel- 
nen Zweigen der Sozialversicherung auf Auf- 
wendungen für die elektronische Datenverar- 
beitung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 10. Dezember 1999 

a) Krankenversicherung: 

Die größten Ausgabeposten bei den Verwaltungskosten sind die Per- 
sonalkosten (70%), gefolgt von den Sachkosten (22%) und den Beiträ- 
gen und Vergütungen für andere Verwaltungszwecke (7 %). 

Die Aufwendungen für Bewegliche Einrichtungen - zu denen auch 
die Datenverarbeitungsanlagen gehören - sind Bestandteil der Sach- 
kosten. Sie haben einen Anteil von weniger als 5 % an den Brutto-Ver- 
waltungskosten. Die Personalkosten für den Betrieb der Datenverar- 
beitungsanlagen werden ebenfalls nicht gesondert ausgewiesen. 

b) Rentenversicherung: 

Die Untergliederung der (Bmtto-) Verwaltungskosten auf Personal- 
bzw. Sachkosten sieht wie folgt aus: 



Ergebnis nach der 
Jahresrechnung 1998 

DM 

Personalkosten* 

4 253 306 785,27 

Sachkosten** 

2 237 124 874,97 

Insgesamt 

6 490 431 660,24 


* Kontengruppe 70 bis Kontengruppe 72 zuzüglich Kontenart 782. 
** Kontengruppe 73 bis Kontengruppe 79 ohne Kontenart 782. 



Haushaltsansätze 
für das Jahr 1999 

DM 

Personalkosten* 

4 545 513 500,00 

Sachkosten** 

2 729 689 000,00 

Insgesamt 

7 275 202 500,00 


* Kontengruppe 70 bis Kontengruppe 72 zuzüglich Kontenart 782. 
** Kontengruppe 73 bis Kontengruppe 79 ohne Kontenart 782. 


Es muss darauf hingewiesen werden, dass Ist- und Soll-Zahlen 
schlecht vergleichbar sind. So suggeriert die Differenz zwischen dem 
Jahresergebnis 1998 und den Elaushaltsansätzen 1999 eine Steigerung 
der Personal- und Sachkosten, die aufgrund einer Unterausschöpfung 
der Elaushaltsansätze so nicht eintreten wird. Es sind beispielsweise 
im ELinblick auf die Sozialversicherungswahlen vorsorglich höhere 
Ansätze für Sachkosten in den ELaushalt 1999 eingestellt worden, die 
nicht ausgeschöpft werden. 

Ein Vergleich der Veränderung der Verwaltungs- und Verfahrenskos- 
ten in der ArV und AnV in der Schätzung für 1999 und der Ist-Ergeb- 
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nisse 1998 stellt sich entsprechend dar (für die Bundesknappschaft lie- 
gen keine Finanzschätzungen für 1999 vor): 



Ergebnisse nach 
der Jahresrech- 
nung 1998 

DM 

V oraussichtliche 
Ergebnisse für das 
Jahr 1999* 

DM 

Veränderungen 

1 999 gegenüber 
1998 

% 

ArV 

3 481,6 

3 500,0 

0,53 

AnV 

2 577,3 

2 760,0 

7,09 

ArV und AnV 

6 058,9 

6 260,0 

3,32 


Nettoaufwendungen in der Abgrenzung der Finanzschätzungen (gemäß Finanzschät- 
zungen vom 19. Oktober 1999). 


Die Haushaltsansätze für das Jahr 2000 liegen der Bundesregierung 
noch nicht vor. Angaben über die Höhe der Aufwendungen für die 
elektronische Datenverarbeitung können nicht gemacht werden, da 
diese im Kontenrahmen nicht gesondert ausgewiesen werden. 

c) Unfallversicherung: 

Die Untergliederung der Verwaltungsausgaben auf Personal- bzw. 
Sachkosten sieht wie folgt aus: 



in Mio. DM 

Personalkosten 

1 572 

Sachkosten 

689 

Insgesamt 

2 261 


Angaben über die Höhe der Aufwendungen für die elektronische Da- 
tenverarbeitung können nicht gemacht werden, da diese im Konten- 
rahmen nicht gesondert ausgewiesen werden. 


29. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Bestim- 
mung des seit dem 1. Januar 1999 geltenden 
§ la Arbeitnehmer-Entsendegesetz (General- 
unternehmer-Haftung) und teilt sie die Auffas- 
sung, dass diese Bestimmung für die mittel- 
ständische Bauwirtschaft in Deutschland 
durch eine unverhältnismäßige Einschränkung 
der Berufs- und Unternehmerfreiheit zu einer 
Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 
führt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Gerd Andres 

vom 9. Dezember 1999 

Die Bundesregierung hat auf entsprechende Anfragen des Abgeord- 
neten Thomas Strobl in der Fragestunde im September und der Abge- 
ordneten Andrea Voßhoff in der Fragestunde im November geant- 
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wortet, dass der Gesetzgeber mit der Einführung des § la AEntG 
eine Regelung der Berufs- und Unternehmensfreiheit vorgenommen 
hat, die nach Einschätzung der Bundesregierung nicht als unverhält- 
nismäßiger Eingriff in die genannten Grundrechte der betroffenen 
Unternehmen zu bewerten ist. Für die Ausgestaltung des Adressaten- 
kreises der Norm sprechen sachliche Erwägungsgründe (vgl. Antwort 
zu Frage 35 des Abgeordneten Thomas Strobl in Drucksache 14/ 
1777). 


30. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung vor dem 
Eiintergrund des europäischen Wettbewerbs 
der Bauwirtschaft, diese mögliche Benachteili- 
gung deutscher Unternehmer, wonach auftrag- 
gebende Unternehmen zu „Bürgen“ für den 
Pflichtverstoß eines Dritten werden, ohne dass 
diese irgendein Verschulden trifft und ohne 
dass Mittel zu Gebote stehen, den Pflichtver- 
stoß auszuschließen oder zu verhindern, zu be- 
seitigen, und wenn ja, in welcher Form? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Gerd Andres 

vom 9. Dezember 1999 

§ la Arbeitnehmer-Entsendegesetz gilt - schon aufgrund gernein- 
schaftsrechtlicher Vorgaben - gleichermaßen für Auftraggeber mit 
Sitz im Inland wie im Ausland. Der Auftraggeber hat bei der Ent- 
scheidung über die Vergabe eines Auftrages die Möglichkeit, durch 
eine sorgfältige Auswahl seines Vertragspartners sowie durch eine 
sachgerechte Vertragsgestaltung sein Elaftungsrisiko zu steuern. Bei 
der Einführung des § la Arbeitnehmer-Entsendegesetz wurde in der 
Gesetzesbegründung zur Zielsetzung der Neuregelung ausgeführt, 
der Generalunternehmer solle im eigenen Interesse verstärkt darauf 
achten, dass seine Subunternehmer die nach dem Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetz zwingenden Arbeitsbedingungen einhalten (vgl. Drucksa- 
che 14/45 S. 17 f.). 


31. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Welche Änderungen am Gesetz zur Neurege- 
lung der 630-DM-Jobs hat Bundeskanzler Ger- 
hard Schröder dem Präsidenten des Deut- 
schen Sportbundes in einem Gespräch am 16. 
November 1999 zugesagt, und wann werden 
diese Änderungen von der Bundesregierung in 
das parlamentarische Verfahren eingebracht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 9. Dezember 1999 

In dem Gespräch des Bundeskanzlers mit Vertretern des Deutschen 
Sportbundes (DSB) am 16. November 1999 wurden keine Änderun- 
gen am 630-Mark-Gesetz zugesagt. Der DSB hat dargelegt, das Ge- 
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setz würde die Vereine mit unnötiger Bürokratie belasten. Der Bun- 
deskanzler hat sich dahin gehend geäußert, dass er die kritischen Äu- 
ßerungen des DSB zur verwaltungsmäßigen Abwicklung des 630- 
Mark-Gesetzes sehr ernst nehme. Zur Gesamtbewertung sei es jedoch 
notwendig, das Gutachten über die Auswirkungen des Gesetzes abzu- 
warten, das von den Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen 
und Sachsen in Auftrag gegeben wurde. Das Gutachten wird bis Ende 
des Jahres erwartet. 


32. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Zahl der Beschäftigungsverhältnisse, die mit 
Asylbewerbern abgeschlossen werden, wenn 
diese künftig bereits nach zwei Jahren einen 
Antrag auf Arbeitserlaubnis stellen können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 8. Dezember 1999 

Gegenwärtig wird Asylbewerbern, die nach dem 15. Mai 1997 einge- 
reist sind, generell keine Arbeitserlaubnis für die Aufnahme erstmali- 
ger Beschäftigungen erteilt. Falls diese Regelung durch eine Wartezeit 
für den erstmaligen Zugang zum Arbeitsmarkt von zwei Jahren abge- 
löst werden sollte, wäre von einem Einmaleffekt von rd. 12 000 in den 
Monaten Mai bis Dezember 1997 eingereisten Asylbewerbern und da- 
nach rechnerisch von rd. 2400 Asylbewerbern monatlich auszugehen, 
die jeweils nach Ablauf der zwei Jahre einen Antrag auf Erteilung 
einer Arbeitserlaubnis stellen könnten. 

Eine genaue Voraussage über die Zahl der tatsächlichen Beschäfti- 
gungsverhältnisse, die bei Einführung dieser Wartefrist zu erwarten 
wäre, ist allein aufgrund der Anzahl der eingereisten Asylbewerber 
nur schwer möglich, weil Faktoren wie Alter, Geschlecht, gesundheit- 
licher Zustand, berufliche Qualifikation, regionale Verteilung im Bun- 
desgebiet sowie der regional und branchenbezogene unterschiedliche 
Bedarf, der Einstellungswille der Arbeitgeber und die Bereitschaft zur 
Arbeitssuche durch die Asylbewerber berücksichtigt werden müssten. 

Darüber hinaus ist in Rechnung zu stellen, dass sich u. a. die vorrangi- 
ge Berücksichtigung deutscher Arbeitnehmer (Vorrangprüfung) auf 
die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse der Asylbewerber auswirkt. 
In der Vergangenheit betrug die daraus resultierende Ablehnungsquo- 
te für sich in Deutschland aufhaltende Ausländer beim erstmaligen 
Zugang zum Arbeitsmarkt ca. 20 %. 


33. Abgeordnete 

Andrea 

Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die 
Stäube sämtlicher Hartholzarten krebserregen- 
de Wirkung haben können, und wenn ja, wie 
begründet sie diese Ansicht? 
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34. Abgeordnete 

Andrea 

Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Wenn die Bundesregierung nicht dieser An- 
sicht ist, wie bewertet sie die in Artikel 1 
Ziffer 5 der Richtlinie 1999/36/EG beschlos- 
sene Erweiterung des Anwendungsbereichs 
der Richtlinie 90/394/EWG auf die Stäube 
sämtlicher Hartholzarten - mit entsprechen- 
den Folgen für das holzverarbeitende Gewer- 
be - aus Gründen des „Vorsorgeprinzips“, 
wie es Ziffer 9 der Präambel derselben Richtli- 
nie formuliert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 10. Dezember 1999 

Die beiden Fragen sind inhaltlich verknüpft und werden deshalb ge- 
meinsam beantwortet. 

Auf europäischer Ebene wird der Schutz gegen karzinogene Stoffe 
am Arbeitsplatz durch die sog. Karzinogen-Richtlinie (90/394/EWG) 
und die Gefahrstoff-Richtlinie (98/24/EG) geregelt, wobei die Karzi- 
nogen-Richtlinie verglichen mit der Gefahrstoff-Richtlinie ein höheres 
Schutzniveau für die krebserzeugenden Stoffe der Kategorien 1 
(krebserzeugend beim Menschen) und 2 (krebserzeugend beim Tier) 
festlegt. Die krebsverdächtigen Stoffe der Kategorie 3 werden durch 
die Gefahrstoff-Richtlinie geregelt. Bereits 1990 war es bei der Erstel- 
lung der Krebs-Richtlinie strittig, welche Holzstäube in welche Richt- 
linie einbezogen werden sollen. Daher hat die EG-Kommission das in- 
ternationale Krebsforschungszentrum IARC (eine Unterorganisation 
der WHO), beauftragt, die Holzstäube bezüglich ihrer krebserzeugen- 
den Eigenschaften wissenschaftlich zu bewerten. Nach dem Gutach- 
ten des IARC, welches in der Richtlinie 1999/38/EG zitiert wird, sind 
Hartholzstäube als krebserzeugend und Weichholzstäube als krebsver- 
dächtig zu bewerten. In den Beratungen der Richtlinie 1999/38/EG 
wurde von Deutschland vorgetragen, dass entsprechend der Bewer- 
tung der MAK-Kommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
Buchen- und Eichenholzstäube als krebserzeugend und alle anderen 
Holzstäube als krebsverdächtig zu betrachten sind. In Anbetracht der 
schwierigen wissenschaftlichen Bewertungen haben sich alle Mitglied- 
staaten entschlossen, im Rahmen der Kompromissfindung dem Vor- 
schlag der Kommission und dem IARC zu folgen. Dabei spielten so- 
wohl Aspekte der Vorsorge als auch die unterschiedliche Bewertung 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse eine Rolle. Die Bundesregierung 
hält den gefundenen Kompromiss für fachlich vertretbar. Größere 
Probleme werden bei der Umsetzung der Richtlinie in Deutschland 
nicht erwartet, da bereits entsprechende Regelungen und insbesonde- 
re Grenzwerte vorhanden sind. In Deutschland ist für alle Holzstäube 
bei neuen Geräten zur Holzverarbeitung ein Grenzwert von 2 mg/m 3 
und bei älteren Geräten ein Grenzwert von 5 mg/m 3 festgelegt. Die 
EG-Richtlinie 1999/38/EG legt einen Grenzwert von 5 mg/m 3 fest, 
wobei die EG-Kommission eine Absenkung beabsichtigt. Von daher 
sind die deutschen Betriebe bereits auf die europäischen Regelungen 
vorbereitet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


35. Abgeordneter 

Arnold 

Vaatz 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung anlässlich der 
Gefahren durch im Handel vertriebene mit Al- 
fatoxinen verseuchte Pistazien für eine Anga- 
bepflicht des jeweiligen Herkunftslandes auf 
den Pistazienverpackungen einsetzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 8. Dezember 1999 

Nach Auffassung der Bundesregierung berührt Ihre Frage nach Her- 
kunftsangaben bei Pistazien eine generelle Problematik bei der Kenn- 
zeichnung von Lebensmitteln, die im Interesse einer umfassenderen 
Verbraucherinformation verbessert werden sollte. 

Derzeit ist lediglich in Einzelfällen - vornehmlich im Bereich des 
Marktordnungsrechts - nach dem Gemeinschaftsrecht die Angabe 
der Herkunft oder des Ursprungs von Lebensmitteln verbindlich vor- 
geschrieben. Hiervon abgesehen sieht die Lebensmittel-Etikettierungs- 
richtlinie 79/112/EWG, die die Grundkennzeichnung von Lebensmit- 
teln in der Europäischen Union regelt, in Artikel 3 Abs. 1 Nr. 7 die 
zwingende Angabe des Ursprungs- oder Herkunftsortes nur vor, falls 
ohne diese Angabe ein Irrtum des Verbrauchers hinsichtlich des tat- 
sächlichen Ursprungs oder der wahren Herkunft möglich wäre. 

Diese Bestimmung, die de facto nur in besonders gelagerten Fällen zu 
einer Angabe der Herkunft von Lebensmitteln oder ihrer Rohstoffe 
führt, trägt den verständlichen Informationswünschen der Verbrau- 
cher nur begrenzt Rechnung. Die Verbraucher fordern deshalb immer 
wieder, die Angabe der Herkunft von Lebensmitteln oder der verwen- 
deten Rohstoffe verbindlich vorzuschreiben. Die Unterrichtung über 
die Herkunft der Lebensmittel kann den Verbrauchern Hinweise über 
die Beschaffenheit, die Art der Gewinnung, angewandte Produktions- 
methoden oder auch über umweltrelevante Gesichtspunkte geben. 

Deshalb hat das Bundesministerium für Gesundheit im März dieses 
Jahres an den damals zuständigen EU-Kommssar die Bitte gerichtet, 
dass die Kommission dem Rat einen entsprechenden Richtlinienvor- 
schlag vorlegen solle. Diese Forderung wurde seinerzeit nicht aufge- 
griffen. Das Bundesministerium für Gesundheit wird in Kürze einen 
erneuten Vorstoß bei der neuen Europäischen Kommission unterneh- 
men, um auf eine Änderung der unbefriedigenden gemeinschafts- 
rechtlichen Rechtslage hinzuwirken. 


36. Abgeordneter 

Arnold 

Vaatz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass wissen- 
schaftliche Tests ergaben, dass Pistazien aus 
dem Herkunftsland USA nicht weniger mit Al- 
fatoxinen verseucht waren als die aus dem Iran 
und wie wird die Bundesregierung hierauf rea- 
gieren? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 8. Dezember 1999 

In der Europäischen Union festgestellte Höchstmengenüberschreitun- 
gen werden allen Mitgliedstaaten im Rahmen des Schnellwarnsystems 
der Europäischen Kommission bekannt gemacht, damit diese entspre- 
chende Kontrollmaßnahmen zum Schutze der Verbraucher einleiten 
können. Im Zeitraum vom 1. Januar 1997 bis 28. Oktober 1999 wur- 
den durch Kontrollen in den Mitgliedstaaten folgende Höchstmen- 
gen-Überschreitungen für Alfatoxine in Pistazien festgestellt: Iran: 42 
(davon lagen 30 Einzelproben im Bereich >30,0 ug/'kg bis maximal 
1 448 jig/kg Alfatoxin, gesamt), Türkei: 6, USA: 4 (8,6 bzw. 25 ug/kg 
Alfatoxin, gesamt, sowie 2 Proben ohne Konzentrationsangabe), 
Ägypten: 1, unbekannter Herkunft: 12. Aus Deutschland wurden der 
Europäischen Union zwei Höchstmengen-Überschreitungen bei Pista- 
zien (8,6 bzw. 25 (ig/kg Alfatoxin, gesamt) mit Herkunft aus den 
USA mitgeteilt. Aus diesen Daten geht hervor, dass die Häufigkeit 
der Beanstandungen von Pistazienlieferungen aus den USA wegen 
festgestellter Höchstmengen-Überschreitungen bei Alfatoxinen im 
Vergleich mit dem Iran wesentlich geringer ist. 

In Gesprächen mit Vertretern der Botschaft der USA sowie der Pista- 
zien-Industrie im Oktober und November 1999 hat das Bundesminis- 
terium für Gesundheit auf die Einhaltung der ab 1. Januar 2000 in 
der Europäischen Gemeinschaft geltenden Probenahme-Regelung für 
Pistazien hingewiesen und die Erarbeitung von Empfehlungen zur gu- 
ten Herstellungspraxis durch die Produzenten angeregt. Damit soll 
bewirkt werden, dass neben den ohnehin angeordneten staatlichen 
Kontrollmaßnahmen in den USA bei Herstellern und Händlern in 
den USA eine bessere Beachtung der Sorgfaltspflicht erfolgt. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin intensiv für die Siche- 
rung eines hohen Standards bei der Überwachung von Pistazienliefe- 
rungen zum Schutze des Verbrauchers einsetzen. Die Untersuchung 
der in Verkehr befindlichen Lebensmittel, einschließlich von Pista- 
zien, erfolgt in der Bundesrepublik Deutschland laufend im Rahmen 
der amtlichen Lebensmittelüberwachung, für die die Bundesländer zu- 
ständig sind. Im Rahmen des jährlich neu festzulegenden bundeswei- 
ten Monitoring-Programms sind in den Jahren 1995 und 1996 Pistazi- 
enuntersuchungen durchgeführt worden. Darüber hinaus wurden in 
dem nach Artikel 14 Abs. 3 der Richtlinie 89/369/EWG über die amt- 
liche Lebensmittelüberwachung als Empfehlung der Kommission ge- 
meinschaftsweit durchgeführten koordinierten Überwachungspro- 
gramm unter anderem auch Untersuchungen von Pistazien und Erd- 
nüssen auf Alfatoxine durchgeführt. Auf die Antwort der Bundesre- 
gierung auf Ihre Anfrage vom November 1999 nehme ich in diesem 
Zusammenhang nochmals Bezug. 


37. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Besteht aus Sicht der Bundesregierung die 
Möglichkeit einer Gefahr für die Gesundheit 
von Menschen - insbesondere von Allergikern 
- durch die Verwendung von Aluminium in 
Hautcremes, Deostiften und Ähnlichem da- 
durch, dass dieses Element die Gehirnschran- 
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ke passiert und sich im Gehirn ablagert mit 
der Folge der Förderung der Entstehung oder 
Verstärkung von Alzheimer oder anderen 
Krankheiten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 8. Dezember 1999 

Mit der gesundheitlichen Bewertung von Aluminium als Bestandteil 
kosmetischer Mittel hat sich im November 1996 die Kosmetik-Kom- 
mission des Bundesinstituts für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin befasst. Dabei ist insbesondere die Frage der 
Aufnahme von Aluminium aus kosmetischen Mitteln durch die Flaut 
geprüft worden. Die Kommission kam zu dem Ergebnis, dass wegen 
der erwünschten eiweißfällenden Wirkung des Aluminiums die trans- 
dermale Aufnahme sehr gering ist und daher bei Anwendung alumi- 
niumhaltiger Kosmetika eine Gefahr für Verbraucher nicht besteht. 

Auch die Weltgesundheitsorganisation hat aufgrund zahlreicher Un- 
tersuchungen in ihrem Report No. 194 „Environment Flealth Criteria 
- Aluminium“ des International Programme on Chemical Safety 
(IPCS) dargelegt, dass es nach dem Stand wissenschaftlicher Erkennt- 
nisse keine Beziehung zwischen der Aufnahme von Aluminium und 
der Alzheimer’schen Krankheit gibt. Daher ist auch eine besondere 
Gefahr für Allergiker durch Aluminium in kosmetischen Mitteln nicht 
anzunehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


38. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die von 
Kommunalpolitikern der Gemeinden Eich 
und Gernsheim angestellten Überlegungen 
zum Bau einer Rheinbrücke, und teilt die 
Bundesregierung die Auffassung des Bürger- 
meisters der Verbandsgemeinde Eich, dass es 
„ülusorisch“ ist, den Bau zweier Rheinbrücken 
(Nierstein-Trebur, Eich-Gernsheim) zu verfol- 
gen. 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Die Bundesregierung ist mit der Frage des Baues von Rheinbrücken 
weder für den Standort Eich/Gernsheim noch für den Standort Nier- 
stein/Trebur befasst, da ihr hierzu offizielle Schreiben der Region 
nicht vorliegen. Ausgehend davon, dass für die beiden bestehenden 
benachbarten Rheinbrücken Mainz/Weisenau (A 60) und Worms 
(B 47) der Bedarf von je 2 zusätzlichen Fahrstreifen im geltenden Be- 
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darfsplan für die Bundesfernstraßen ausgewiesen ist, ist aus Sicht des 
Bundes ein Bedarf von 2 zusätzlichen Rheinbrücken auf dem rd. 
40 km langen Abschnitt zwischen Mainz und Worms nicht erkenn- 
bar. 


39. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welcher planungs- und genehmigungsrechtli- 
che Verfahrensablauf ist einzuhalten, sobald 
die kommunalen Entscheidungsträger und ge- 
gebenenfalls private Investoren beschließen, 
die Überlegungen für den Bau einer privat zu 
bauenden und privat zu betreibenden Rhein- 
brücke in ein konkretes Vorhaben münden zu 
lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Derzeit können nach der einzigen vorliegenden Rechtsgrundlage, 
dem Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz, nur besonders ausge- 
wählte Bundesfernstraßenabschnitte privatfinanziert gebaut und die 
Kosten durch Mautgebühren refinanziert werden. Ob und inwieweit 
entsprechende Rechtsgrundlagen für den Bau von privatfinanzierten 
- unter die Landesstraßengesetze fallenden - Straßenabschnitten ge- 
schaffen werden können, bleibt zunächst von interessierten Landesre- 
gierungen zu prüfen. 


40. Abegordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zur privaten 
Vorfinanzierung von Bundesstraßen, einem 
Modell, welches bereits mehrere Male in 
Deutschland angewendet wurde und die Zeit 
zwischen Planung und Fertigstellung eines sol- 
chen Projektes im Vergleich zur bisherigen 
Vorgehensweise verkürzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Dezember 1999 

Mit der Entscheidung der früheren Bundesregierung, 27 Bundesfern- 
straßenmaßnahmen vorzufinanzieren, ist die Realisierung von Projek- 
ten zusätzlich zum vorhandenen Investitionsvolumen vorgezogen wor- 
den; durch die notwendigen Refinanzierungen werden die Investi- 
tionsmöglichkeiten der kommenden Jahre beschränkt. 


41. Abgeordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Wie möchte die Bundesregierung im Falle ei- 
ner ablehnenden Haltung gegenüber privater 
Vorfinanzierung im Sinne der Frage 40 sicher- 
stellen, dass die wichtigen baulichen Maßnah- 
men bei Bundesstraßen in Deutschland reali- 
siert werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Dezember 1999 

Eine Ausweitung der privaten Vorfinanzierung über die vorgenannten 
27 Projekte hinaus ist wegen der Belastung künftiger Haushalte nicht 
vorgesehen. Die Finanzierung wichtiger Straßenbaumaßnahmen in 
den kommenden Jahren erfolgt im Rahmen des Investitionspro- 
gramms des Bundes. Darüber hinaus wurde entsprechend den Bera- 
tungen im Bundeskabinett am 23. Juni 1999 für die Ausarbeitung von 
Vorschlägen für Finanzierungsformen für die Bundesverkehrswege 
eine hochrangig besetzte Kommission eingesetzt, deren Ergebnisse 
abzuwarten bleiben. 


42. Abgeordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Auf welche Projekte wird im Falle einer positi- 
ven Haltung gegenüber privater Vorfinanzie- 
rung im Sinne der Frage 40 die Bundesregie- 
rung die private Vorfinanzierung von Bundes- 
straßen anwenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Dezember 1999 

Die private Vorfinanzierung bleibt auf die nachfolgend aufgelisteten 
Projekte beschränkt: 


Lfd. 

Nr. 

BAB 

BdStr 

Land 

Bezeichnung der Maßnahme 

Baukosten 
(Mio. DM) 

(f) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

1 

A7 

HH 

4. Röhre Elbtunnel Hamburg 

850,8 

2 

A 8 

SL 

Borg/PerL Merzig/Wellingen 
(1. Fahrbahn) 

178,0 

3 

A 44 

NW 

Rheinquerung Ilverich 

426,7 

4 

A 60 

RP 

Bitburg-Wittlich 

550,5 

5 

A 81 

BW 

Stuttgart/Feuerbach-Leonberg 
(einschl. Engelberg-Tunnel) 

809,3 

6 

A 93 

BY 

Hof/Nord (A 72)-Mitterteich/West 

549,6 

7 

B 2 

BY 

OU Kaisheim 

17,1 

8 

B2n 

BY 

Ortsumgehung Farchant 
(o. Nordanschluss) 

237,0 

9 

B 5 

BB 

OU Wustermark 

71,7 

10 

B 6 

SN 

A 9-Stadtgrenze Leipzig einschließlich 

OU Schkeuditz 

58,2 

11 

B 10 

RP 

Ausbau bei Pirmasens 
(Münchweiler- Waldfriedhof) 

20,3 

12 

B 30 

BW 

OU Baindt Ravensburg 
(Teilabschnitt bis L 284) 

65,7 

13 

B 31 

BW 

Ortsumgehung Freiburg-Ost 

233,8 

14 

B 51 

NW 

OU Münster, Lütkenbecker Weg-Westfä- 
lische Landeisenbahn (westlich L 586) 

15,9 

15 

B 51 

SL 

Querspange Besseringen (B 51-A 8) 

26,6 

16 

B 62 

HE 

Ortsumgehung Biedenkopf 
(Wallau-Seewasem) 

86,8 

17 

B 82 

NI 

OU Schladen 

20,5 
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Lfd. 

Nr. 

BAB 

BdStr 

Land 

Bezeichnung der Maßnahme 

Baukosten 
(Mio. DM) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

18 

B 83 

NW 

OU Blankenau 

11,0 

19 

B 85/281 

TH 

OU Saalfeld (Nordtangente) 

30,9 

20 

B 105 

MV 

OU Bentwisch 

46,6 

21 

B 173 

BY 

OU Selbitz 

16,6 

22 

B 188 

ST 

OU Gardelegen 

26,1 

23 

B 254 

HE 

Ortsumgehung Schwalmtal-Brauerschwend 

27,8 

24 

B 426 

HE 

OU Ober-Ramstadt 

18,5 

25 

B 433 

SH 

OU Kaltenkirchen 

12,2 

26 

B 437 

NI 

Weserquerung Esenshamm 

382,3 

27 

B 457 

HE 

Ortsumgehung Hungen 

20,0 

1-27 

insgesamt 

4810,5 


43. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Auf welchen Strecken im Netz der DB AG 
wird IC/EC/ICE-Verkehr im eingleisigen Be- 
trieb durchgeführt, und welche Sicherheitsbe- 
denken hat die Bundesregierung diesbezüg- 
lich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Soweit den vorliegenden Unterlagen zu entnehmen, wird IC/EC/ICE- 
Verkehr in unterschiedlicher Stärke auf den eingleisigen Abschnitten 
der Strecken bzw. Teilstrecken 

- Husum-Westerland, 

- Bad Schwartau-Puttgarden, 

- Rostock-Stralsund, 

- Stralsund-Lietzow (Rügen)-Binz, 

- Uelzen-Munster (Örtze), 

- Hildesheim-Braunschweig-Fallersleben, 

- Lünen-Münster, 

- Marktredwitz-Schirnding Grenze, 

- Schwandorf-Furth im Wald Grenze, 

- Plattling-Zwiesel, 

- Horb- Hattingen (Baden), 

- Buchloe-Memmingen-Hergatz, 

- Neu-Ulm-Kempten-Oberstdorf, 

- Tutzing-Mittenwald Grenze, 

- Freüassing-Berchtesgaden 

sowie einzelnen kurzen Verbindungskurven durchgeführt. 
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Da diese Streckenabschnitte signaltechnisch gesichert sind, bestehen 
gegen die eingleisige Betriebsführung keine Sicherheitsbedenken. 


44. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Angaben in 
den Übersichten des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen vom 23. 
Juni 1999 zum Haushalt 1999 und zur Finanz- 
planung bis 2002 und vom 16. September 
1999 zum Haushalt 2000 und zur Finanzpla- 
nung bis 2003 bestätigen, wonach die Ausga- 
ben bei den Bundesfernstraßen im Jahr 1998 
(Ist) 10 351,3 Mio. DM, davon Investitionen 
8 658,7 Mio DM, im Jahr 1999 (Soll) 
10 193,9 Mio. DM, davon Investitionen 

8 360,5 Mio DM, und im Jahr 2000 (Entwurf) 

9 955,9 Mio. DM, davon Investitionen 
8 262,1 Mio. DM, betragen und wenn nicht, 
wie sind die richtigen Angaben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 14. Dezember 1999 

Ja, die Einzelplandaten entsprechen dem Kabinettbeschluss vom 
23. Juni 1999. 


45. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


Welchen Zeitplan hat die Bundesregierung für 
die Elektrifizierung der Schienenverbindung 
Nürnberg-Marktredwitz-tschechische Gren- 
ze, die Bestandteil der Transeuropäischen 
Achse ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 14. Dezember 1999 

Eine Terminangabe für den Beginn und den Abschluss der Elektrifi- 
zierung der Schienenverbindung Nürnberg-Marktredwitz-deutsch/ 
tschechische Grenze ist zurzeit nicht möglich. Die Elektrifizierungsar- 
beiten werden insbesondere im Abschnitt Hersbruck-Marktredwitz 
als schwierig und kostenintensiv eingeschätzt, so dass die Deutsche 
Bahn AG noch nach Lösungen sucht, um die Investitionskosten zu 
senken. 

Die Schienenverbindung ist als konventionelle Strecke in den gemein- 
schaftlichen Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäischen Ver- 
kehrsnetzes enthalten. Aus dieser Zuordnung lassen sich keine Fristen 
für die Elektrifizierung der Strecke ableiten, weü nach Artikel 1 
Abs. 2 der Leitlinien die darin enthaltenen Vorhaben ein gemeinsames 
Ziel bilden, dessen Verwirklichung davon abhängt, wie weit die Vorha- 
ben planerisch ausgereift und inwieweit Finanzmittel verfügbar sind. 
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46. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


Welche Ausgaben für Schienenverbindungen 
in Oberfranken sind im Investitionsprogramm 
der Bundesregierung für den Ausbau der 
Schienenwege in der Kategorie „Prioritäre 
Maßnahmen“ für „Leit- und Sicherungstech- 
nik“ (Gesamtvolumen 1 297 Mrd. DM) vorge- 
sehen, und welche Verbindungen sind davon 
betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 14. Dezember 1999 

Die Deutsche Bahn AG (DB AG) ist seit der Bahnstrukturreform ein 
privatrechtlich organisiertes Unternehmen und nicht mehr Teil der 
Bundesverwaltung. Weder das Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen noch andere Dritte können der DB AG Vorga- 
ben machen, die in den unternehmerischen Entscheidungsbereich ein- 
greifen, zu dem auch die Investitionen in das bestehende Netz gehö- 
ren, es sei denn, es handelt sich um Bestandteile des Bedarfsplans für 
die Bundesschienenwege. 

Der in dem Investitionsprogramm 1999 bis 2002 für den Ausbau der 
Schienenwege in der Kategorie „Prioritäre Maßnahmen“ für die 
„Leit- und Sicherungstechnik“ enthaltene Finanzmittelansatz gehört 
zu den Bestandsnetzinvestitionen, so dass der Bundesregierung keine 
Angaben über den Anteil dieser Mittel für die Schienenverbindungen 
in Oberfranken möglich sind. 

Es war eines der Ziele des vom Deutschen Bundestag und Bundesrat 
verabschiedeten Eisenbahnneuordnungsgesetzes, den Verantwor- 
tungsbereich und die Entscheidungskompetenz des Vorstandes der 
DB AG auf dem unternehmerischen Sektor zu erweitern und auf poli- 
tische oder administrative Vorgaben gegenüber der Geschäftsführung 
zu verzichten. 


47. Abgeordneter 

Norbert 

Röttgen 

(CDU/CSU) 


Wann ist - unter Berücksichtigung des im 
Investitionsprogramm vorgesehenen Haus- 
haltsansatzes - mit dem Beginn der Realisie- 
rung der Ortsumgehung Lohmar (B 484) zu 
rechnen, und in welchem Zeitraum wird die 
Umgehungsstraße, die als „hochprioritäre 
Maßnahme“ mit dem Vermerk „Baubeginn“ 
eingestuft ist, voraussichtlich fertig gestellt 
sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 14. Dezember 1999 

Die Ortsumgehung Lohmar im Zuge der B 484 ist als hochprioritäre 
Maßnahme im Investitionsprogramm 1999 bis 2002 enthalten. Mit 
dem Baubeginn ist innerhalb dieses Zeitrahmens zu rechnen. Die vor- 
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aussichtliche Bauzeit beträgt drei Jahre. Voraussetzung für den Bau- 
beginn ist die Veranschlagung der Maßnahme im Bundeshaushalt, 
Kapitel 12 10 - Bundesfernstraßen. Die hierfür erforderlichen Unter- 
lagen liegen dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen derzeit noch nicht vor. 


48. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(F.D.P.) 


Ist beabsichtigt, mit der Realisierung des Ver- 
kehrsprojekts Deutsche Einheit Nr. 17 zu be- 
ginnen, bevor die neue Verkehrsprognose da- 
für vorliegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Mit dem Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 wurde in einzelnen 
Vorhabensabschnitten mit Teilmaßnahmen bereits begonnen, u. a. die 
Schleuse Rothensee, Schleuse Hohenwarthe, die Kanalbrücke über 
die Elbe und die Schleuse Charlottenburg. Westlich der Elbe sind 
54% der Kanalstrecke und 58% der Kunstbauwerke bereits in Bau 
oder fertiggestellt. 

Für die Planung dienten die Verkehrsprognosen, die im Zuge des 
BVWP ’92 erstellt wurden. Das hohe Nutzen/Kosten-Verhältnis wur- 
de vor Baubeginn auf der Grundlage aktueller Projektdaten und unter 
Einbeziehung von Verkehrsverlagerungen und sonstiger externer Ef- 
fekte bestätigt. 


49. Abgeordneter Was beinhaltet die „Sensivitätsanalyse“, die 

Jürgen im Zusammenhang mit dem Projekt Nr. 17 er- 

Türk stellt worden ist? 

(F.D.P.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

In einer Sensitivitätsrechnung werden die Eingangsparameter variiert, 
die im Ergebnis den Nutzen/Kostenfaktor beeinflussen, um so die 
Stabilität des Ergebnisses abzuschätzen. Mit der im Dezember 1995 
aktualisierten und ergänzten Bewertungsrechnung zum VDE 1 7 wur- 
den insbesondere die Auswirkungen eines verminderten Trans- 
portaufkommens der Binnenschifffahrt sowie erhöhter Investitions- 
kosten und späterer Fertigstellungstermine auf die gesamtwirtschaft- 
liche Rentabilität des Vorhabens untersucht. Die durchgeführten Sen- 
sitivitätsanalysen zeigen, dass die gesamtwirtschaftliche Rentabilität 
des Projektes grundsätzlich nicht in Frage gestellt wird. Selbst die 
„worst case “-Variante erzielt ein hohes Nutzen/Kosten-Verhältnis von 
4,0. Das heißt, jede investierte DM führt zu einem volkswirtschaft- 
lichen Nutzen von 4 DM. 
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50. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(F.D.P.) 


Haben die Gutachter berücksichtigt, in wel- 
chem Ausmaß das Projekt Nr. 17 zusammen 
mit der Stilllegung und Flutung der Lausitzer 
Braunkohlengruben den Grundwasserstand 
bei den Bauwerken des Weltkulturerbes im 
Potsdamer Raum absenken kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Ja, dieses Szenario wurde im Rahmen der erstellten Gutachten be- 
rücksichtigt. Eine Schädigung an den Bauwerken des Weltkulturerbes 
in Potsdam ist nicht zu erwarten. 


51. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(F.D.P.) 


War den Gutachtern bekannt, in welchem Zu- 
stand sich die Fundamente, vor allem die auf 
Holzpfählen gegründeten, befinden und wie 
sie im Grundwasserbereich liegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Ja, zur Untersuchung der Auswirkungen des Wasserstraßenausbaus 
auf historische Bauwerke im Kulturraum Potsdam wurde Anfang 
1997 die Erarbeitung eines Gutachtens in Auftrag gegeben. Darin 
wurden speziell 12 von der „Stiftung Preußische Schlösser und Gär- 
ten Berlin-Brandenburg“ benannte Bauwerke eingehend betrachtet 
und der Einfluss der geplanten Maßnahmen auf die Standsicherheit 
der Bauwerke untersucht. Das Ergebnis der detaillierten, gebäudebe- 
zogenen Untersuchung besagt, dass eine vorhabensbedingte Schädi- 
gung der Gebäude nicht eintritt. 


52. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Wie hoch wären Folgekosten des Lkw-Ver- 
kehrs zu beziffern, falls die Bundesregierung 
beabsichtigt, aufgrund der im Verkehrswege- 
investitionsprogramm eiwähnten starken Be- 
anspruchung der Bundesfernstraßen durch er- 
höhte Lkw-Achslasten und durch die annä- 
hernde Verdoppelung des Straßen-Güterver- 
kehrs in den letzten Jahren das komplette Bun- 
desfernstraßennetz den höheren Achslasten 
und der künftigen Zunahme des Straßen-Gü- 
terverkehrs gemäß auszubauen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Erhöhungen der zulässigen Achslast sind derzeit nicht vorgesehen 
und auch nicht auf europäischer Ebene in der Diskussion. 

Erhöhungen der tatsächlichen Lasten, also erhöhter Ausnutzung der 
zulässigen Grenzwerte von Achslast und Gesamtgewicht sind derzeit 
kaum quantifizierbar, führen aber zur Verkürzung der Lebensdauer 
der Straßen und Brücken und somit erhöhtem Erhaltungsbedarf bei 
Straßen und Brücken. 

Für die zum 1. August 1990 in Kraft getretene Erhöhung der zulässi- 
gen Achslast der angetriebenen Einzelachse auf 1 1,5 Tonnen (nur An- 
triebsachslast, alle anderen Achsen bis heute max. 10 Tonnen) wurde 
seinerzeit eine Abschätzung der Beanspruchungszunahme auf Stra- 
ßenbefestigungen durchgeführt. Diese Abschätzung, die Flottenzu- 
sammensetzung, Elmrüstungsverlauf und veränderte Auslastungsgra- 
de in Ansatz brachte, führte zu einem Mehrbeanspruchungsfaktor 
von 1,5. 

Mit diesem Mehrbeanspruchungsfaktor werden seit 1989 alle neuen 
Straßenbefestigungen in Deutschland dimensioniert, bzw. seit 1991 
alle zu erneuernden Straßenbefestigungen. Die genannte Anpassung 
bei der Dimensionierung der Straßenbefestigungen auf die derzeit gül- 
tigen zulässigen Achslasten und Gesamtgewichte bezieht sich auf die 
Sicherstellung der erforderlichen Dicke der Straßenbefestigung im 
Neubau und die Erneuerung. Daneben ist der straßenbautechnische 
Komplex „Verformungsstabilität“ (Spurrinnen/Verdrückungen) zu 
sehen. Hier wurden seitens Verwaltung, Wissenschaft und Industrie 
Anstrengungen zu Verbesserungen auf materialtechnischer Seite 
unternommen, die trotz Erfolgen aufgrund der weiteren Verkehrszu- 
nahme fortgesetzt werden müssen. 


53. Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung angesichts dessen den Lkw-Schwer- 
lastverkehr wirksam auf die Schiene zu ver- 
lagern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Dezember 1999 

Die Bundesregierung unterstützt mit ordnungs- und investitionspoliti- 
schen Maßnahmen die Verlagerung von Güterverkehrsanteüen von 
der Straße auf die Schiene: 

- Sie beabsichtigt eine streckenbezogene Autobahnbenutzungsgebühr 
für schwere Nutzfahrzeuge einzuführen, die - im Vergleich zur der- 
zeitigen zeitbezogenen Lkw-Gebühr (Eurovignette) - eine gerechte- 
re Anlastung der Wegekosten ermöglicht, da eine solche strecken- 
bezogene Gebühr sich an den tatsächlichen Fahrleistungen orien- 
tiert. 
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- Sie unterstützt mit dem Investitionsprogramm 1999 bis 2002 und 
mit darüber hinausgehenden Investitionen in die Schiene die Schaf- 
fung einer leistungsfähigen Schieneninfrastruktur, die den Eisen- 
bahnunternehmen Chancen für konkurrenzfähige Angebote eröff- 
nen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


54. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
in welchem Umfang die Anzahl der am Stra- 
ßenrand ohne polizeiliches Kennzeichen abge- 
stellten Kraftfahrzeuge nach Inkrafttreten der 
Altautoverordnung zu- bzw. abgenommen 
hat? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 7. Dezember 1999 

Der Bundesregierung liegen weder für den Zeitraum vor Inkrafttreten 
der Altauto-Ver Ordnung noch für den Zeitraum nach Inkrafttreten 
der Altauto-Ver Ordnung konkrete Angaben über die Anzahl der am 
Straßenrand ohne polizeiliches Kennzeichen abgestellten Kraftfahr- 
zeuge vor. 

Nach Auskunft des Deutschen Städte- und Gemeindebundes liegen 
dort keine aktuellen Informationen darüber vor, dass sich die Anzahl 
der „wild“ abgestellten Kraftfahrzeuge nach Inkrafttreten der Alt- 
auto-Verordnung wesentlich verändert hat. 


55. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Überlegun- 
gen, dass beim Abschluss von Kaufverträgen 
über Kraftfahrzeuge eine Fotokopie des Per- 
sonalausweises oder des Reisepasses des Käu- 
fers dem Kaufvertrag beigefügt werden muss 
oder dass der Verkäufer eidesstattlich versi- 
chert, dass er sich von der Identität des Käu- 
fers überzeugt hat und gegebenenfalls für alle 
Folgen, die sich aus der Nichtbeachtung erge- 
ben, aufkommt (z. B. Entsorgungskosten)? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 7. Dezember 1999 

Die Überlegung, beim Abschluss von Kaufverträgen über Kraftfahr- 
zeuge eine Fotokopie eines amtlichen Ausweisdokumentes dem Kauf- 
vertrag beizufügen, erscheint aus Sicht der Bundesregierung keine 
zielführende Maßnahme zu sein, um das hier in Rede stehende Pro- 
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blern zu lösen, da der Kaufvertrag im Straßenverkehrszulassungsrecht 
praktisch keine Rolle spielt. Die Verfügungsberechtigung über ein 
Kraftfahrzeug wird vielmehr durch die Vorlage des Fahrzeugbriefes 
nachgewiesen. 

Auch die Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung des Verkäufers 
erscheint entbehrlich, da das Straßenverkehrszulassungsrecht bereits 
heute gemäß § 27 Abs. 3 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) vorschreibt, dass der Veräußerer eines Kraftfahrzeugs der 
Zulassungsbehörde den Namen und die Anschrift des Erwerbers an- 
geben muss. 

Es ist jedoch festzustellen, dass die vom Käufer gegenüber dem Ver- 
käufer gemachten Angaben häufig nicht mit den tatsächlichen Ver- 
hältnissen übereinstimmen. Öffentlich-rechtlich bleibt der Veräußerer 
in diesen Veräußerungsfällen mit unbekanntem Erwerber in der 
Pflicht, bis die Maßnahmen nach § 27 Abs. 5 und 6 StVZO (Aus- 
schreibung des Fahrzeugs zur Fahndung, fiktive endgültige Außerbe- 
triebsetzung nach einem Jahr) durchgeführt sind. Zur Reduzierung 
des durch diese Fälle entstehenden Verwaltungsaufwandes vertreten 
die Fänder ein vernehmlich die Auffassung, dass die Verpflichtung zur 
Vorlage eines amtlichen Ausweisdokumentes in die StVZO aufgenom- 
men werden sollte. Die Nummer des amtlichen Ausweisdokumentes 
sollte in diesem Fall bereits vom Veräußerer aufgenommen werden. 

Die Bundesregierung prüft zurzeit, ob - insbesondere datenschutz- 
rechtliche - Belange einer derartigen Ergänzung des § 27 StVZO ent- 
gegenstehen. 

Es bleibt jedoch festzuhalten, dass eine derartige Regelung lediglich 
die bereits heute bestehende Rechtslage konkretisieren würde. 


56. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


Besteht die Absicht, die Altauto-Verordnung 
in absehbarer Zeit zu ändern und die zu Tage 
getretenen Schwächen, die insbesondere in 
dem kriminellen Verhalten einzelner Flalter zu 
erkennen sind, zu beseitigen? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 7. Dezember 1999 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht an den Deutschen Bundes- 
tag vom 5. Juli 1999 (Drucksache 14/1389) die Erfahrungen mit dem 
am 1. April 1998 in Kraft getretenen Instrumentarium aus AltautoV 
und Freiwilliger Selbstverpflichtung der Wirtschaft grundsätzlich po- 
sitiv bewertet. Allerdings wird auch in einigen wenigen Bereichen 
Flandlungsbedarf zur Verbesserung der bestehenden Regelungen ge- 
sehen, der sich jedoch nicht auf zusätzliche Ma ßnahmen zur Verringe- 
rung der in Rede stehenden Kraftfahrzeuge bezieht. 

Wenn auch die gegenwärtigen Regelungen zur Altautoentsorgung in 
Deutschland ein widerrechtlichen Vorgehen nicht grundsätzlich ver- 
meiden lassen, wird doch die in Aussicht stehende Europäische Richt- 
linie über Altfahrzeuge mit dazu beitragen, dass sich die Anzahl „wild 
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abgestellter“ Kraftfahrzeuge verringern dürfte, da künftig der Letzt- 
besitzer sein Altauto voraussichtlich kostenlos den dafür eingerichte- 
ten Rücknahmestellen überlassen darf. Hiermit dürfte ein wichtiger 
Grund entfallen, Kraftfahrzeuge wegen der Einsparung von Entsor- 
gungskosten „wild abzustellen“. 

Die Europäische Altfahrzeug-Richtlinie wird nach der für Anfang des 
kommenden Jahres vorgesehenen Beschlussfassung des Europäischen 
Parlaments voraussichtlich bis zum Sommer des Jahres 2000 verab- 
schiedet sein. Den Mitgliedstaaten steht sodann eine Frist von 18 Mo- 
naten zur Verfügung, um diese Richtlinie in das jeweilige nationale 
Recht umzusetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


57. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(F.D.P.) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Arbeit des Netday Ratingen ’98, 
einem Zusammenschluss von Freiwilligen aus 
Unternehmen, Verwaltung und Schulen zur 
Unterstützung des Informatikunterrichts an 
Schulen, die das Organisationskomitee dem 
Bundesministerium für Bildung und For- 
schung im September schriftlich vorgestellt 
hat, im Hinblick auf das Projekt „Schulen ans 
Netz“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 10. Dezember 1999 

Die Netdays Ratingen sind eine gelungene Werbeaktion, um auf lo- 
kaler und regionaler Ebene Sponsoren und Freiwillige für die Unter- 
stützung der Schulen bei der Einführung der Neuen Medien in den 
Schulalltag zu gewinnen. Die Bundesregierung begrüßt solche For- 
men des Public-Private-Partnership und unterstützt ihrerseits die Initi- 
ative Deutschland 21, die sich vergleichbare Ziele auf Bundesebene 
gesetzt hat und mit lokalen Initiativen zusammenarbeitet. Für das 
Projekt „Schulen ans Netz“ ergeben sich keine direkten Schlussfolge- 
rungen. 


58. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, herausra- 

Detlef gende lokale Initiativen wie den Netday Ratin- 

Parr gen in besonderer Weise für die Arbeit zu be- 

(F.D.P.) lohnen und anstelle einer „Gießkannenförde- 

rung“ eine gezielte Förderung im Bereich des 
Unterrichts mit IuK-Technologien anzustre- 
ben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 10. Dezember 1999 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, erfolgreiche Projekte durch 
zusätzliche Projektmittel zu belohnen. Auch wenn im Rahmen von 
„Schulen ans Netz“ einige Best-practice-Projekte gefördert wurden, 
so hatte „Schulen ans Netz“ das Ziel, bundesweit durch Initialförde- 
rung den Schulen den Einstieg in die Welt des Internet zu erleichtern 
und die Länder, Schulträger und Schulen für verstärkte Anstrengun- 
gen ihrerseits zu gewinnen. In diesem Sinne hat „Schulen ans Netz“ 
viel zur Bewusstseinsbildung bei den Verantwortlichen aber auch in 
der Bevölkerung beigetragen. 

Die Bundesregierung wird aber neben dieser breit angelegten Maß- 
nahme „Schulen ans Netz“ in Kürze ein neues Programm zur Förde- 
rung digitaler Lernsoftware für die Schule, den beruflichen Bereich 
und die Hochschulen vorstellen, um gezielt den Einsatz neuer Medien 
in der Bildung voranzubringen. 

Berlin, den 17. Dezember 1999 
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